
 

HINTERGRUND                                                                         
Das europäische Emissionshandelssystem (EU-ETS) beabsichtigt seit 
2005 eine Begrenzung von Treibhausgasemissionen (THG) der In-
dustrie und Energieerzeugung. In der laufenden Handelsperiode 
(2013-2020) betrifft dies über 11.000 Anlagen, die für 45 Prozent 
der Treibhausgasemissionen in der Europäischen Union verantwort-
lich sind. Bis 2030 sollen diese Anlagen 43 Prozent weniger Emissio-
nen ausstoßen als 2005. Mithilfe des Emissionshandels soll das Kli-
maziel der EU für 2030 (Reduktion von mindestens 40 Prozent ge-
genüber 1990) zusammen mit dem Effort-Sharing (verbindliche na-
tionale Reduktionsziele für Sektoren außerhalb des ETS) erreicht 
werden. Das ETS ist ein marktbasiertes Instrument. Große Energie-
erzeuger und Industriebetriebe müssen für ihren CO2-Ausstoß Emis-
sionsrechte (im folgenden Zertifikate) in Auktionen von den Mit-
gliedstaaten oder der EU kaufen. Die Gesamtmenge der Zertifikate 
wird auf EU-Ebene begrenzt und jährlich abgesenkt. Der Preis der 
Zertifikate ergibt sich aus Angebot und Nachfrage. Bisher ist aus 
dem EU-ETS kein Preissignal entstanden, weil zu schwache Ziele zu 
einem massiven Überschuss an Zertifikaten geführt haben. Darüber 
hinaus bekommen viele Unternehmen kostenlose Zertifikate. Das 
gilt zum Beispiel für besonders energieintensive Unternehmen wie 
Stahlfabriken oder Zementwerke, die bis zu 100 Prozent der benö-
tigten Zertifikate gratis bekommen. Hauptargument dafür ist die an-
gebliche Abwanderung von Unternehmen in Länder ohne Emissi-
onshandel (Carbon Leakage). Mitgliedstaaten dürfen deshalb auch 
an Unternehmen Ausgleichszahlungen leisten, um den ETS-
bedingten Strompreisanstieg auszugleichen.  
2017 lag der Preis bei etwa fünf Euro pro Tonne CO2. Damit das ETS 
tatsächlich Anreize zur Emissionsminderung schafft, müsste der 
Preis jedoch bei mindestens 30 Euro liegen und mit der Zeit steigen. 
Um die überschüssigen Zertifikate abzubauen, hat sich die EU 2015 
auf die Einführung einer Marktstabilitätsreserve (MSR) geeinigt, die 
dem Markt temporär überschüssige Zertifikate entzieht und bei 
Knappheit wieder zuführen soll. Sollte die Versteigerungsmenge des 
jeweiligen Jahres 833 Millionen Zertifikate überschreiten, gehen ab 
2019 jährlich 12 Prozent der am Markt vorhandenen Überschüsse in 
die MSR über.  
Im Juli 2015 hat die EU-Kommission ihren Vorschlag KOM 2015/337 
für eine Reform des Emissionshandels für die vierte Handelsperiode 
ab 2021 vorgelegt. Danach soll die Gesamtzahl der auf dem Markt 

erhältlichen Zertifikate jährlich um 2,2 Prozent statt der bisherigen 
1,74 Prozent gesenkt werden (linearer Reduktionsfaktor – LRF).  
6,3 Milliarden kostenlose Zertifikate (43 Prozent der Gesamtmenge) 
sollen an 50 Industriesektoren verteilt werden. Die bis 2020 ange-
häuften Überschüsse in Höhe von drei bis vier Milliarden Zertifika-
ten sollen vollständig in die neue Handelsperiode transferiert wer-
den können. 

AKTUELLER STAND                         
Im November 2017 haben sich das EU-Parlament und der Minister-
rat auf einen Kompromiss für die Neufassung des ETS geeinigt. Die-
ser sieht vor, dass die Gesamtmenge an Zertifikaten in der vierten 
Handelsperiode jährlich um 2,2 Prozent anstatt 1,74 Prozent gesenkt 
wird. Die Menge an Zertifikaten wird sich damit von 1,8 Milliarden im 
Jahr 2021 auf 1,3 Milliarden im Jahr 2030 reduzieren. Die Anzahl an 
Zertifikaten, die in die MSR gehen, wird zwischen 2019 und 2024 von 
12 auf 24 Prozent der vorhandenen Überschüsse verdoppelt. Von 
2023 an darf die Menge an Zertifikaten in der MSR die Versteige-
rungsmenge des Vorjahres nicht überschreiten. Sollte ein solcher 
Überschuss an Zertifikaten entstehen, wird dieser endgültig gelöscht. 
Um dem Preisverfall von Zertifikaten entgegenzuwirken, dürfen Mit-
gliedstaaten nun auch freiwillig Zertifikate aus ihrem Auktionsanteil 
löschen, wenn sie nationale Kraftwerke stilllegen. Die Regelungen 
zum Carbon Leakage bleiben bestehen. Der Anteil an kostenlosen 
Zertifikaten an der Gesamtmenge an Zertifikaten beträgt 43 Prozent. 
Er kann jedoch um 3 Prozent erhöht werden, sollten nicht genug 
Freizertifikate vorhanden sein. Die Regelungen zur Strompreiskom-
pensation, die Ausgleichszahlungen von EU-Ländern an Unterneh-
men ermöglichen, bleiben weiterhin bestehen.  
Darüber hinaus einigten sich die Institutionen auf die Einrichtung ei-
nes Innovations- und eines Modernisierungsfonds. Mit dem Innova-
tionsfonds sollen Innovationen für die Energiewende, innovative Er-
neuerbare-Energien-Technologien sowie Stromspeicher gefördert 
werden. Der Modernisierungsfonds richtet sich an Mitgliedstaaten 
mit einem Pro-Kopf-Einkommen von unter 60 Prozent des Unions-
durchschnitts in 2013. In diesen Ländern sollen Investitionen in die 
Modernisierung des Energiesystems und zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz angeregt werden. Das Parlament konnte dabei das Ver-
bot durchsetzen, mit dem Geld aus dem Modernisierungsfonds Koh-
lekraftwerke zu fördern. Ausnahmen bestehen für Fernwärme in 
Bulgarien und Rumänien.  
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NOVELLIERUNG DES EMISSIONSHANDELS  
FÜR DEN ZEITRAUM 2021 BIS 2030 

http://ec.europa.eu/clima/policies/ets_de
http://ec.europa.eu/clima/policies/effort_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/ets/allowances/leakage_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/ets/reform_de
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:a556e9fb-5153-11e5-9f5a-01aa75ed71a1.0023.02/DOC_1&format=PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:a556e9fb-5153-11e5-9f5a-01aa75ed71a1.0023.02/DOC_1&format=PDF
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0035+0+DOC+PDF+V0//DE
http://europa.eu/rapid/press-release_STATEMENT-17-4501_en.htm
http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20180202IPR97023/climate-meps-pass-law-to-cut-co2-emissions-and-fund-low-carbon-innovation
http://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2018/02/27/eu-emissions-trading-system-reform-council-approves-new-rules-for-the-period-2021-to-2030/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DA/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L0410&from=EN
http://www.eu-koordination.de/index.php?page=91
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Marktstabilitätsreserve 12 Prozent Aufnahmerate 24 Prozent bis 31.12.2022  24 Prozent bis 31.12.2023 

Löschung von  
Zertifikaten (MSR) nicht vorgesehen 800 Millionen hat Ratskompromiss  

mitgetragen 

automatische Löschung von 
best. Menge an Zertifikaten in 

der MSR ab 2024 

Startpunkt 2020-Ziel (21 Prozent 
weniger als 2005) 2020-Ziel 2020-Ziel 2020-Ziel 

Linearer 
Reduktionsfaktor (LRF) 2,2 Prozent 

2,2 Prozent 
ab 2024: Verschärfung  

nach Review 
2,2 Prozent 2,2 Prozent 

Verhältnis Versteigerung : 
kostenlose Zuteilung 57 zu 43 Prozent 

52 zu 48 Prozent 
(wenn Korrekturfaktor  

getriggert wird) 

mehr kostenlose Zertifikate, 
dynamischer Deckel 

55 zu 45 Prozent 
(wenn Korrekturfaktor  

getriggert wird) 

Review-Klausel nicht vorgesehen vorgesehen vorgesehen vorgesehen 

 
 
 

Marktstabilitätsreserve 24 Prozent jährlich bis 31.12.2023 

Löschung von 
Zertifikaten (MSR) 

Ab 2023 Löschung von Zertifikaten, wenn die Menge an Zertifikaten in der MSR die Versteigerungsmenge des Vorjahres 
überschreitet  

Startpunkt 2020-Ziel 

Linearer 
Reduktionsfaktor (LRF) 2,2 Prozent 

Verhältnis Versteigerung : 
kostenlose Zuteilung 57 zu 43 Prozent 

Review-Klausel Enthalten: Fortlaufende Überprüfung im Hinblick auf die Umsetzung des Pariser Abkommens  

POSITIONEN DER UMWELTVERBÄNDE                                                                                                                                                
Umweltverbände begrüßten grundsätzlich, dass zukünftig deutlich 
mehr überschüssige Emissionszertifikate vom Markt genommen 
werden. Mit dem überarbeiteten ETS wird sich die Preissituation 
langfristig zwar verbessern. Mit einem Anstieg auf 30 Euro, wie es 
Umweltverbände fordern, ist aber erst zwischen 2025 und 2030 zu 
rechnen. Um den Emissionshandel an den Zielen des Pariser 
Klimaabkommens auszurichten, sind folgende Schritte nötig:  
 
1. Reduktionsfaktor an Pariser Klimazielen ausrichten Die Erhöhung 
des LRF für die Gesamtzahl der Zertifikate am Markt auf 2,2 Prozent 
ist zu gering. Ein Faktor von mindestens 2,6 wäre notwendig, damit 
der THG-Ausstoß um mindestens 95 Prozent bis 2050 gesenkt wird. 
Auch sollte die ETS-Handelsperiode fünf statt zehn Jahre andauern, 
um in Übereinstimmung mit dem Pariser Review-Mechanismus die 
ETS-Ziele erhöhen zu können. 
 
2. Startpunkt senken Da das ETS-Ziel für 2020 voraussichtlich um 17 
Prozent übertroffen wird, sollte der Startpunkt für den Zeitraum 
2021-2030 nicht dem 2020-Ziel, sondern dem tatsächlichen Emissi-
onslevel entsprechen. Dadurch könnten die Gesamtemissionen stär-
ker reduziert werden als nur durch die Erhöhung des LRF. 

4. Kostenlose Zertifikate abschaffen Um das Preissignal wirken zu 
lassen, müssen sämtliche Unternehmen alle Zertifikate durch Ver-
steigerungen erwerben, statt sie kostenlos zu erhalten. Ausnah-
meregelungen für den Zementsektor müssen abgeschafft werden.  
 
5. Grenzwerte für Stromerzeugungsanlagen anpassen (Art.10c) 
Seit 2013 bekommen nur noch Stromerzeugungsanlagen aus Bulga-
rien, Zypern, Tschechien, Estland, Ungarn, Litauen, Polen und Rumä-
nien Zertifikate kostenlos zugeteilt. Bisher wurden diese Zertifikate 
vor allem dazu genutzt die Lebensdauer von Kohlekraftwerken zu 
verlängern. Artikel 10c über die Förderungswürdigkeit von Anlagen 
wurde zwar überarbeitet. Die Kriterien reichen jedoch nicht aus, um 
die Verwendung der Zertifikate für die Modernisierung von Kohleinf-
rastruktur zu unterbinden. Zielführend wäre hier allein der Vorschlag 
des Parlaments über einen Höchstwert an Emissionen pro Kraftwerk 
als Zulassungskriterium gewesen.  
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

FÖRDERHINWEIS: 
 
Dieses Projekt wird finanziell vom Bundesum-
weltministerium gefördert. Die Förderer über-
nehmen keine Gewähr für die Richtigkeit, Ge-
nauigkeit und Vollständigkeit der Angaben so-
wie für die Beachtung der Rechte Dritter. 

http://carbonmarketwatch.org/wp-content/uploads/2014/07/ETS-POLICY-BRIEF-JULY-2014_final_1.pdf
http://www.caneurope.org/docman/emissions-trading-scheme/2820-can-ets-reform-priorities-after-paris/file
http://www.caneurope.org/docman/emissions-trading-scheme/2832-can-europe-ets-reform-position-april-2016/file
https://sandbag.org.uk/wp-content/uploads/2016/11/Comparison-of-options-for-tightening-supply-in-the-EUETS-updt.pdf
https://sandbag.org.uk/wp-content/uploads/2016/11/Comparison-of-options-for-tightening-supply-in-the-EUETS-updt.pdf
http://carbonmarketwatch.org/wp-content/uploads/2017/02/FAQ-on-cement-EU-ETS_DE_final.pdf
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